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Ergebnis:
Der Gemeinderat nimmt die ergänzenden Ausführungen zur Drucksache G 03267,  "Hearing zur Situation der Menschen ohne Aufenthaltsstatus in Freiburg@, in der Drucksache G 03267.1 zur Kenntnis. 

1. 
Ausgangslage

Im kommunalen Raum führt die Existenz von Menschen ohne Aufenthaltsstatus, ver​bunden mit ihrer faktischen Rechtlosigkeit, immer wieder zu prekären Situ​ationen, die im Hinblick auf die geltenden grundlegenden Menschenrechte und humanitären Standards als problematisch angesehen werden müssen. Den Kommunen kommt hier zunehmend die Aufgabe zu, auch dieser Personengruppe menschenwürdige Lebensbedingungen zu ermöglichen und grundlegende Stan​dards einer humanitären Grundversorgung sicher zu stellen. 

Die öffentliche Diskussion zum Thema "Illegale", die derzeit vor allem in den Städten geführt wird, bewegt sich im Spannungsfeld zwischen geltenden auslän​der​rechtlichen Bestimmungen, der aktuellen Diskussion um ein Zuwanderungs​recht und der drastisch reduzierten Rechte dieses Personenkreises aufgrund des rechtswidrigen Aufenthaltes. Die Rechtsgüterkollision zwischen Sozial- und Or​dnungsrecht tritt dabei mit vielfältigen negativen Folgen für die Betroffenen auf der kommunalen Ebene immer stärker zu Tage. 

2. Hearing vom 21.05.2003
Mit dem vom Sozialdezernat am 21.05.2003 durchgeführten Hearing zur Situation von "Menschen ohne Aufenthaltsstatus" wurde von der Stadt Freiburg eine The​matik aufgegriffen, von der die Kommunen in immer stärkerem Maße betroffen sind. Im Rahmen dieses Hearings fand erstmals ein breiter Austausch der in Frei​burg tätigen Wohlfahrtsverbände, Gruppen und Initiativen statt, die mit dieser Per​sonengruppe arbeiten und sich für deren humanitäre Belange einsetzen. 

In dem Hearing wurde deutlich, dass das zivilgesellschaftliche Engagement von Wohlfahrtsverbänden, Gruppen und Initiativen wesentlich zu einer Entschärfung der Lebenssituationen "Illegaler" in der Stadt beiträgt. Deutlich wurde aber auch, dass dieses Engagement weitgehend in einer rechtlichen Grauzone stattfindet und Helferinnen und Helfer dem Risiko einer möglichen Strafverfolgung ausgesetzt sind. 

An die Stadtverwaltung richten sich Forderungen, sich dieser Problematik zu widmen und sich auf unterschiedlichen Ebenen für eine Verbesserung der Situation "Illegaler" in Freiburg einzusetzen. 

Der Gemeinderat hat die Verwaltung beauftragt, eine Bewertung der Vorschläge aus dem Hearing vorzunehmen und konkrete Schritte zur Verbesserung der Situation von Menschen ohne Aufenthaltsstatus in Freiburg aufzuzeigen. Eine Prüfung der Vorschläge wurde mit der Drucksache G 03267 vorgelegt. 

Der Sozialausschuss regte in seiner Sitzung am 04.12.2003 im Rahmen der Vorberatung der Drucksache an, die Thematik vor Einbringung in den Gemein​derat vorab in der gemeinderätlichen Projektgruppe `Integration und MigrationA zu erörtern.

3. 
Rechtliche Situation der öffentlichen Verwaltung
Bei Würdigung der rechtlichen Gesamtsituation wird deutlich, dass die Möglich​keiten der öffentlichen Verwaltung, selbst initiativ zu werden oder zivilgesell​schaftliche Initiativen aktiv zu unterstützen, auf Grund der rechtlichen Situation äußerst begrenzt sind.

Zum einen stellt ' 92a Ausländergesetz (AuslG) die Beihilfe zum illegalen Aufent​halt unter Strafe, wobei Beihilfe jedes Verhalten sein kann, welches dem Aus​länder objektiv seinen illegalen Aufenthalt ermöglicht oder erleichtert und diesen in seinem Beschluss zum illegalen Aufenthalt bestärkt. Vor diesem Hintergrund be​ste​hen bei fast allen geforderten Maßnahmen strafrechtliche Risiken für stä​d​tische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.

Zum anderen besteht für die Stadt das Problem, dass aufgrund der für die öffentliche Verwaltung nach ' 76 AuslG grundsätzlich bestehenden Mitteilungs​pflichten weitgehend alle eigenen Möglichkeiten verschlossen sind, sozial​staat​liche Hilfsangebote für diesen Personenkreis über städtische Ämter ohne Offen​legung des illegalen Rechtsstatus zu erschließen. 

Für die Stadt Freiburg bietet die derzeitige Rechtslage zu wenig Spielraum, um selbst ausreichende Hilfsangebote für Migranten/-innen ohne Aufenthaltsstatus zu schaffen oder öffentliche Mittel zur Förderung der in diesem Bereich tätigen Träger und Gruppen bereitzustellen.  Diese Situation trifft in gleicher Weise für alle bundesdeutschen Städte zu. Bisher gibt es keine deutsche Stadt, die eigene kommunale Hilfeangebote für "Illegale" unterhält oder einschlägige Angebote von Trägern fördert. 
4.
Handlungsstrategien
4.1
Ziele
Menschen ohne Aufenthaltsstatus werden mittelfristig auch in Freiburg eine nicht mehr zu vernachlässigende Gruppe der Stadtbevölkerung bilden. Die Stadt Freiburg hat  zunächst für alle Menschen eine Fürsorgepflicht, die dauerhaft in der Stadt leben, unabhängig von ihrem Aufenthaltsstatus.

Vor diesem Hintergrund wird vorgeschlagen, politische Initiativen über die Stadt Freiburg und den Gemeinderat auf unterschiedlichen Ebenen anzustoßen. Dadurch könnte ein Rahmen geschaffen werden, um folgende Ziele zu erreichen:

!
Verbesserung der humanitären Versorgung Aillegal@ in Freiburg lebender Menschen.

!
Rechtliche Legitimierung und Absicherung der Tätigkeit von Gruppen und Personen, die für diese Personengruppe humanitär motivierte Hilfe und  Unterstützung anbieten.

!
Verstärkte Information und Aufklärung der Öffentlichkeit zum Thema.

!
Stärkung der Vernetzung der Institutionen, Gruppen und Initiativen, die sich für Menschen ohne Aufenthaltsstatus engagieren. 

!
effektiver Schutz vor Ausbeutung bzw. Möglichkeiten, vorenthaltenen Lohn für faktisch geleistete Arbeit einklagen zu können. 

!
rechtliche Klarstellungen zum Umfang und zu den Grenzen der Datenübermittlungspflicht an die Ausländerbehörde bzw. zur Straffreiheit humanitär motivierter Hilfe.

4.2

Handlungsschritte im Einzelnen
4.2.1
Abstimmung mit anderen Städten 
Die Stadt Freiburg hat mit mehreren Städten Kontakt aufgenommen, um Erfahrungen auszutauschen und Vorgehensweisen abzustimmen. 

Von besonderer Bedeutung ist der Kontakt mit der Stadt München, die bisher die umfassendste empirische Studie zur Situation von Menschen in der  Ille​galität vorgelegt hat. Die von der Stadt München im Jahr 2001 beauftragte und im Juni 2003 vorgelegte Untersuchung des Briten Philip Anderson gibt erstmals eine umfassenden Überblick über die Lebenssituation von statuslosen Migran​tinnen und Migranten in einer deutschen Großstadt, die vielfältigen Ursachen und Gründe eines illegalen Aufenthaltes und die prekären Lebensbedingungen, unter denen die Betroffenen in deutschen Städten leben. 

Gegenstand der Untersuchung waren dabei insbesondere die Unterkunfts​situation, Fragen der Beschäftigung, der Gesundheitsversorgung, aber auch Fragen im Zusammenhang mit dem Schulbesuch der Kinder. Die Ergebnisse der Untersuchung sind in einen differenzierten Katalog mit Handlungs​emp​fehlungen eingegangen, die derzeit von der Münchner Verwaltung im Hinblick auf Umsetzungsmöglichkeiten geprüft und für den dortigen Stadtrat aufbereitet werden. 

Die Ergebnisse dieser Prüfung und der für April 2004 terminierten Diskussion im Münchner Stadtparlament kann auch für Freiburg wichtige Hinweise auf Handlungsspielräume ergeben. Freiburg steht hier in einem engen Austausch mit der dortigen Stelle für interkulturelle Zusammenarbeit. Die zuständige Mitar​beiterin der Stelle für interkulturelle Zusammenarbeit hat ihre grundsätzliche Bereitschaft signalisiert, die Ergebnisse der Studie und der politischen Dis​kussion im Münchner Stadtrat hier in Freiburg vorzustellen.

4.2.2 
Vernetzung örtlicher Strukturen 
Das Hearing hat deutlich gemacht, dass es in Freiburg ein breites Netz von Gruppen und Initiativen gibt, die Menschen ohne Aufenthaltsstatus Beratung und Unterstützung unter zum Teil schwierigen Bedingungen anbieten. Es wird für sinnvoll erachtet, diese Unterstützungsstruktur stärker zu vernetzen und einen regelmäßigen Austausch zwischen den Gruppen zu ermöglichen. In diesem Rahmen sollten auch die Themen und Anregungen aus dem Hearing vertieft und im Hinblick auf Umsetzungsmöglichkeiten weiter entwickelt werden. 

Die Verwaltung schlägt hierzu vor, die Anregung aus dem Hearing, einen Runden Tisch zum Thema AIllegale@ einzurichten, aufzugreifen. In diesem Rahmen können die Ergebnisse des Hearings vertieft und eine Basis für die Zusammenarbeit der in diesem Bereich tätigen Gruppen geschaffen werden.  

4.2.3
Information der Öffentlichkeit 
Die Lebenssituation und die Problemlagen von Menschen ohne Aufent​haltsstatus sind der breiten Öffentlichkeit bisher weitgehend unbekannt. Maß​nahmen, die auf administrativem und rechtlichen Gebiet zugunsten dieser Per​sonen​gruppe ergriffen werden, benötigen auch die Akzeptanz der Bevölkerung. 

Es wird vorgeschlagen, im Rahmen der Initiative "Für eine offene Stadt - gegen Fremdenhass und Rassenwahn" eine Themenreihe zum Bereich "Illegalität" anzustoßen, in der u. a. die in diesem Bereich tätigen Gruppen ihre Arbeit einer größeren Öffentlichkeit präsentieren und vorstellen können. 

4.2.4
Schaffung von Rechtssicherheit in den rechtlichen Rahmenbedingungen
a)
Rechtssicherheit für Helfer

Eine Struktur, die "Illegalen" den Zugang zu einer grundlegenden medi​zinischen und sozialen Versorgung ermöglicht, erfordert einen rechtlich abge​sicherten Handlungsrahmen, insbesondere für die Helfer. Ein grund​sätzliches Problem für "Illegale" stellt hier die fehlende Durchset​zungs​möglichkeit von auch für diesen Personenkreis geltenden Grundrechten dar. 

b)
Schulbesuch von Kindern ohne Aufenthaltsstatus

In der Frage des Schulbesuchs von Kindern ohne Aufenthaltsstatus sollte eine Meldepflicht von Personen und Institutionen, mit denen statuslose Kinder im Zusammenhang mit ihrem Schulbesuch in Kontakt kommen, generell ausgeschlossen werden, um auch hier zusätzliche Sicherheit zu erlangen.

Auf örtlicher Ebene konnte hinsichtlich der Mitteilungspflichten für den Bereich der Schulen eine einvernehmliche Verständigung mit dem staat​lichen Schulamt erzielt werden. Mit Schreiben vom 17.10.2003 teilte das Dezernat III dem Staatlichen Schulamt zur Frage des Schulbesuchs mit, dass sich die Stadt der Rechtsauffassung im Rechtsgutachten von Alt/Fodor anschließt, wonach in diesem Fall eine Erfassung des ausländerrechtlichen Status unerheblich ist. Werden von den Schulen danach keine diesbe​züglichen Daten erhoben, besteht nach ' 76 AuslG auch keine Mittei​lungspflicht der Schulleiter/-innen oder der Schulämter an die Ausländer​behörde.

Das staatliche Schulamt teilt diese Rechtsauffassung und bezieht sich in dieser Einschätzung auch durch  Artikel 11 Abs. 1 der Landesverfassung von Baden-Württemberg ("Jeder junge Men​sch hat ohne Rück​sicht auf Herkunft oder wirtschaftliche Lage das Recht auf eine seiner Begabung ent​sprechende Erziehung und Ausbildung.") bestätigt. Dieser Grundsatz komme grundsätzlich auch bei dieser Personengruppe zum Tragen. 

Es wird vorgeschlagen, zu den Punkten a) und b) über eine Resolution des Gemeinderates an den Gesetzgeber mit der Aufforderung heranzutreten, die erforderlichen Klarstellungen auf Gesetzes- und Verordnungsebene vorzu​nehmen, um eine größere Rechtssicherheit zu erreichen. Hierzu wird auch die Unterstützung der kommunalen Spitzenverbände angestrebt.

c) Besuch einer Kinderbetreuungseinrichtung

Bisher ist in Freiburg kein Fall bekannt, wonach ein Kind ohne Aufent​haltsstatus in einer Tageseinrichtung betreut wurde oder wird. Eine Verpflich​tung zur Erfassung des ausländerrechtlichen Status bei der Aufnahme eines Kindes in den Kindergarten besteht nicht. Wird der Status nicht erfragt, besteht auch keine Mitteilungspfllicht nach '76 AuslG. 

Es wird vorgeschlagen, die Träger über diesen Sachverhalt in Gesprächen zu informieren und sich gemeinsam auf eine Verfahrenslinie im Interesse der betroffenen Kinder zu verständigen.

Die gemeinderätliche Projektgruppe `Integration und MigrationA hat in ihrer Sitzung am 23.03.2004 den Entwurf der Drucksache zustimmend zur Kenntnis genommen.

Für Rückfragen stehen Herr Steiner, Büro des Bürgermeisters im Dezernat III, Tel. 201-3051 und Herr Wieselhuber, Rechtsamt, Tel. 201-1608, zur Verfügung.

- Bürgermeisteramt - 
